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Planunterlage L 4-31/2000 

Kartengrundlage: Liegenschaftskarte 

Liegenschaftskarte: Gerden 
Maßstab: 1:1000 
Die Vervielfältigung ist nur für eigene, nichtgewerbliche Zwecke gestattet (§ 13 Abs. 4 des Niedersächsischen Vermessungs- und Katasterge-
setzes vom 2.7.1985, Nds. GVBI. S. 187, geändert durch Artikel 12 des Gesetzes vom 19.9.1989, Nds. GVBI. S 345). 

Die Planunterlage entspricht dem Inhalt des Liegenschaftskatasters und weist die städtebaulich bedeutsamen baulichen Anlagen sowie Stra-
ßen, Wege und Plätze vollständig nach (Stand vom 12.01.2000). Sie ist hinsichtlich der Darstellung der Grenzen und der baulichen Anlagen 
geometrisch einwandfrei. Die Übertragbarkeit der neu zu bildenden Grenzen in die Örtlichkeit ist einwandfrei möglich. 

Osnabrück, den 

L.S. gez. Ritterhoff 
............................................................ 
-Katasteramt Osnabrück- 

Digitale Planumsetzung 

Der Entwurf des analogen Bebauungsplans wurde digital umgesetzt von: 
promegis 
Gesellschaft für Geoinformationssysteme mbH 
Breslauer Straße 31 
49324 Melle 

Telefon: 05422/9629-0 Fax: 05422/9629-20 

Der Rat der Stadt Melle hat in seiner Sitzung am 28.09.1999 die Aufstellung dieses Plans beschlossen. 

Melle, 28.03.2000 

L.S. gez. Stock 

Bürgermeister 

Der Entwurf des Bebauungsplans wurde vom Baudezernat der Stadt Melle ausgearbeitet. 

Melle, 28.03.2000 

gez. Buschhausen 

Stadtbaurat 

Der Rat der Stadt Melle hat in seiner Sitzung am 28.09.1999 dem Entwurf des Bebauungsplans und der Begründung zugestimmt und die öffent-
liche Auslegung gemäss § 3 (2) BauGB beschlossen. Ort und Dauer der öffentlichen Auslegung wurden am 02.10.1999 ortsüblich bekanntge-

macht. Der Entwurf des Bebauungsplans und der Begründung haben vom 12.10.1999 bis 12.11.1999 gemäss § 3 (2) BauGB öffentlich ausge-
legen

Melle, 28.03.2000 

L.S. gez. Stock 

Bürgermeister 

Der Rat der Stadt Melle hat den Bebauungsplan nach Prüfung der Bedenken und Anregungen gemäss § 3(2) BauGB in seiner Sitzung am 
28.03.2000. als Satzung (§ 10 BauGB) sowie die Begründung beschlossen. 

Melle, 28.03.2000 

L.S. gez. Stock 

Bürgermeister 

Der Bebauungsplane ist gemäss § 10 Abs. 3 BauGB am __.__.____ ortsüblich bekanntgemacht worden. Der Bebauungsplan ist damit am 

__.__.____. Rechtverbindlich geworden. 

Melle, ........................ 

L.S. gez. Stock 

Bürgermeister 

Innerhalb eines Jahres nach Inkrafttreten des Bebauungsplanes ist eine Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften gemäss § 214 Abs.
1 Satz 1 Nr. 1 und 2 BauGB nicht geltend gemacht worden (§215 Abs.1 Nr.1 BauGB). 

Melle,........................ 

........................ 

Bürgermeister 

Innerhalb von sieben Jahren nach Inkrafttreten des Bebauungsplanes ist eine Verletzung von Mängeln der Abwägung nicht geltend gemacht 
worden (§ 215 Abs.1 Nr.2 BauGB). 

Melle,........................ 

........................ 

Bürgermeister 

Textliche Festsetzungen 

zum Bebauungsplan "Gewerbegebiet Gerden - Süd", Melle-Mitte (Gerden) - einschließlich baugestalterischer Festsetzungen - 

1.0 Präambel: 

Aufgrund der § 1 Abs. 3 und § 10 des Baugesetzbuches (BauGB), der §§ 56, 97 und 98 der Nieders. Bauordnung (NBauO) sowie des § 40 der
Nieders. Gemeindeordnung (NGO) hat der Rat der Stadt Melle diesen Bebauungsplan, bestehend aus den nachstehenden textlichen Festset-
zungen, den Gestaltungsfestsetzungen sowie aus der Planfassung als Satzung beschlossen. 

2.0 Planungsrechtliche Festsetzungen: 

2.1 In den entsprechend gekennzeichneten eingeschränkten Gewerbegebieten dürfen die in der Planfassung angegebenen flächenbezogenen
Schalleistungspegel pro qm durch Betriebe nicht überschritten werden. 

Schallpegelminderungen, die im konkreten Einzelfall durch Abschirmmaße erreicht werden, können in Form eines Schirmwerts Dz (berechnet 

z.B.. gemäß VDI 2720) bezüglich der maßgebenden Aufpunkte dem Wert des Flächenschalleistungspegel zugeordnet werden. 

Erhöhte Luftabsorptions- und Bodendämpfungsmaße (frequenz- und entfernungsabhängige Pegelminderungen gemäß VDI 2714) und/oder zeit-
liche Begrenzungen der Immissionen können bezüglich der maßgebenden Aufpunkte dem Wert des Flächenschalleistungspegels zugerechnet 

werden.

2.2 Die in der Planzeichnung gekennzeichneten privaten Pflanzstreifen sind mit standortheimischen Gehölzen in gestaffelter Form zu bepflan-
zen - sowohl Bäume als auch Sträucher - und zu erhalten. Die Bepflanzung ist innerhalb eines Jahres nach Fertigstellung der Gebäude herzu-

stellen (§ 9 Abs. 1 Ziffer 25 a BauGB). Nebenanlagen gemäß § 14 BauNVO sind in diesen Streifen unzulässig. 

2.3 Die in Ziffer 2.2 enthaltenen Regelungen gelten auch für die ausgewiesenen 3,00 m breiten Pflanzstreifen entlang der im Plan verlaufenden
Planstraßen. Diese Pflanzstreifen dürfen je Grundstück max. durch zwei Grundstückszufahrten je 6,00 m Breite unterbrochen werden. 

2.4 Soweit nicht Pflanzstreifen bereits durch die Planfassung verbindlich vorgegeben sind, sind die in Ost-West-Richtung verlaufenden Grund-
stücksgrenzen in einer Breite von 3,00 m im Sinne der textlichen Festsetzung 2.2 zu bepflanzen. Auch in diesen Streifen sind Nebenanlagen 
im Sinne des § 14 BauNVO nicht zulässig (§ 9 Abs. 1 Ziffer 25 BauGB). 

2.5 Innerhalb der ausgewiesenen Gewerbegebiete sind die erforderlichen Stellplatzbereiche durch hochstämmige, standortheimische Laubbäu-
me zu gliedern. Dabei ist je 5 erforderlicher Stellplätze mindestens ein hochstämmiger, standortheimischer Laubbaum auf dem Grundstück zu 
pflanzen. Die Bepflanzung ist innerhalb eines Jahres nach Herstellung der Stellplätze anzulegen (§ 9 Abs. 1 Ziffer 25 a BauGB). 

2.6 Die im Bebauungsplan aus einem Grünordnungsplan entwickelten und ausgewiesenen "naturräumlichen Ausgleichsflächen" werden gemäß
§ 8 a Bundesnaturschutzgesetz den Baugrundstücken zugeordnet. Gleiches gilt für die außerhalb des Bebauungsplanes vorgesehenen "natur-
räumlichen Ersatzflächen". 

2.7 Innerhalb des Planungsraumes gilt eine Höhenbeschränkung für Gebäude von max. 12,00 m. Die Höhenangaben sind zu messen über 
dem Gelände, der maßgebliche Bezugspunkt ist der Schnittpunkte Straßenbegrenzungslinie und Zufahrtsmitte. 

3.0 Gestalterische Festsetzungen 

Die Außenfassaden der Gewerbebauten sind mit gebrochenen Farbtönen zu gestalten (RAL 1000, 1001, 1002, 1011, 1013, 1014, 1015, 1020,

1024, 1027, 3012, 6013, 5024, 6019, 7002, 7032, 7033, 7034, 7035, 7038, 9018). 

Ausschließliche weiße Farbstufen - z.B. 9001, 9002, 9003 und 9010 - sind nur zulässig, wenn sie entweder 
- durch farbige Fensterelemente bzw. Gliederungselemente anderer Art deutlich erkennbar unterbrochen sind, 

- oder mit farbigen Fassadenverkleidungen (RAL-Töne sh. oben) teilweise (mindestens 30 %) versehen bzw. verklinkert werden. 

Zulässig sind auch weiße Farbstufen, wenn sie durch Fassadenbegrünungen in einer Fläche von mindestens 30 % unterbrochen bzw. geglie-
dert werden. 

4.0 Hinweise: 

4.1 Die Flächen innerhalb der im Plan dargestellten Sichtdreiecke dürfen in mehr als 0,60 m über Höhe der Fahrbahn der angrenzenden Stra-
ßen in der Sicht nicht versperrt werden (§9 Abs. 1 Ziffer 24 BauGB). 

4.2 Innerhalb der Baubeschränkungszone zur L 91 dürfen Werbeanlagen in dem Blickfeld zur Landesstraße nicht errichtet werden (§ 24 Abs. 
2 Nieders. Straßengesetz). Hiervon ausgenommen ist lediglich Werbung an der Stätte der Leistung, die unbeschadet baurechtlicher Genehmi-
gungen der Zustimmung der Straßenbauverwaltung bedarf. 

4.3 Von den tangierenden Landesstraßen 91 und 701 gehen erhebliche Immissionen aus. Für die in Kenntnis der L 91 errichteten baulichen An-
lagen können gegenüber dem Straßenbaulastträger keinerlei Entschädigungsansprüche hinsichtlich weitergehenden Immissionsschutzes gel-
tend gemacht werden. 

4.4 Es wird darauf hingewiesen, dass ur- und frühgeschichtliche Funde, die bei den Bau- und Erdarbeiten im Planungsraum gemacht werden,
gemäß dem Nieders. Denkmalschutzgesetz vom 30.05.1978 meldepflichtig sind. Es wird gebeten, die Funde unverzüglich zu melden. 

4.5 Bei Durchführung von Tiefbauarbeiten ist auf vorhandene Einrichtungen bzw. Ver- und Entsorgungsanlagen Rücksicht zu nehmen. 

4.6 Folgende Empfehlungen sollten berücksichtigt werden: 

- Nutzung regenerativer Energie (Sonnenkollektoren etc.) 
- Minimierung von Versiegelungsflächen auf dem Grundstück 

- Fassaden- sowie Dachbegrünungen zur Optimierung des Grünanteils. 

5.0 Sonstiges 

Diese Satzung wird mit der Bekanntmachung im Amtsblatt des Landkreises Osnabrück rechtsverbindlich (§ 10 Abs. 3 BauGB). 

Melle, 28.03.2000 

L.S. gez. Stock 

Bürgermeister 

Planzeichenerklärung 

Art der baulichen Nutzung 

Maß der baulichen Nutzung, Bauweise, Baugrenzen 

Verkehrsflächen 

-15.00- 

Grünflächen ( Paragraph 9 (1) Nr.15 BauGB) 

Sonstige Festsetzungen 
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